
Betreff: Weiterentwicklung der geringfügigen Beschäftigung – Auswirkungen auf den Mittelstand in unserem Wahlkreis
Sehr geehrter Herr Abgeordneter / Sehr geehrte Frau Abgeordnete,

die Diskussion über die Zukunft der geringfügigen Beschäftigung wird von zahlreichen kleinen und mittleren Unternehmen in unserem Wahlkreis mit großer Sorge verfolgt.

Viele Betriebe stehen bereits heute unter erheblichem wirtschaftlichem Druck. 
Schwache Konjunktur, steigende Kosten und anhaltender Fachkräftemangel schränken die unternehmerischen Spielräume zunehmend ein. Vor diesem Hintergrund würde eine Abschaffung oder weitgehende Einschränkung des Minijobs durch die geplanten Reformen zahlreiche mittelständische Unternehmen in unserem Wahlkreis zusätzlich belasten.

Für viele Betriebe ist die geringfügige Beschäftigung kein Randthema, sondern ein unverzichtbares Instrument, um Auftragsspitzen, saisonale Schwankungen oder kurzfristige Personalengpässe flexibel aufzufangen. Gerade im Handel, in der Gastronomie, in der Landwirtschaft sowie in vielen Dienstleistungsbranchen sind Minijobs fester Bestandteil funktionierender Geschäftsmodelle. Ein Wegfall würde nicht nur die betroffenen Unternehmen treffen, sondern die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit unseres Wahlkreises insgesamt schwächen.

Selbstverständlich ist es legitim, bestehende Regelungen daraufhin zu überprüfen, ob sie den aktuellen arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Anforderungen noch gerecht werden. Aus unserer Sicht darf eine Reform jedoch nicht dazu führen, dass bewährte und für den Mittelstand unverzichtbare Beschäftigungsformen ersatzlos wegfallen.

Der Mittelstand. BVMW hat deshalb einen konkreten Reformvorschlag erarbeitet, der die sozialpolitischen Ziele einer stärkeren Einbindung in die Sozialversicherung mit den Bedürfnissen der mittelständischen Wirtschaft verbindet. Kern des Vorschlags ist die Einführung einer dynamisierten Hinzuverdienstgrenze von 1.000 Euro monatlich anstelle des bisherigen Minijobs. Dadurch würden Beschäftigte schrittweise stärker in die Sozialversicherung einbezogen, ohne den Unternehmen die notwendige Flexibilität zu nehmen.

Den entsprechenden Reformvorschlag übersenden wir Ihnen anbei.

Wir würden uns freuen, wenn Sie die Belange der mittelständischen Unternehmen unseres Wahlkreises in den weiteren Beratungen berücksichtigen und auch die zuständigen Entscheidungsträger hierzu sensibilisieren.

Für einen vertiefenden Austausch zu unserem Reformvorschlag sowie zu weiteren aktuellen wirtschaftspolitischen Fragen, die unsere regionale Wirtschaft betreffen, stehe ich Ihnen selbstverständlich jederzeit gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

